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Bei20 bis21
Grad gilt eine Wohnung als
ausreichend geheizt.

Walliserpräsidiert
Energiedirektoren
Kantone DerWalliser Staatsrat
RobertoSchmidtwurdegestern
zum neuen Präsidenten der
KonferenzderkantonalenEner-
giedirektorinnen und Energie-
direktoren (EnDK) gewählt. Er
hat sich inderKampfwahl gegen
den Zürcher Martin Neukom
durchgesetzt und übernimmt
per Anfang 2023 das Amt vom
BündnerMario Cavigelli.

Der Wahl ging eine Diskus-
sion rund um den sogenannten
Heimfall voraus (CHMedia be-
richtete). Dieser sieht vor, dass
Stausee-Konzessionen, die sich
dieKantoneausdemUnterland
in den Bergkantonen nach dem
Zweiten Weltkrieg sicherten,
nacheinerbestimmtenLaufzeit
zurück an die Gemeinde oder
den Kanton gegeben werden
müssen. Mauern, Stollen und
Turbinen würden also plötzlich
verstaatlicht.Weil indennächs-
ten Jahren viele Konzessionen
auslaufen, trat nun im Vorfeld
derWahl der Konflikt zwischen
UnterlandundGebirgskantonen
zu Tage. Letztere dürften mit
Schmidt als EnDK-Präsident
mehr als zufrieden sein. (chi)

Gasmangel:PatrouillierenbaldHeizpolizisten?
Kommt es hart auf hart, könnte der Bundesrat auch in Privatwohnungen tiefere Temperaturen verordnen.

Kari Kälin

Noch ist alles freiwillig. Haus-
halte, Industrie unddieöffentli-
che Verwaltung sollen ihren
Gasverbrauch drosseln, damit
wir gut durch den Winter kom-
men, wie Wirtschaftsminister
Guy Parmelin (SVP) und Ener-
gieministerin Simonetta Som-
maruga (SP) am Mittwoch vor
denMedien sagten.

Sobald die Mangellage ein-
getreten ist, kann Wirtschafts-
minister Guy Parmelin Unter-
nehmen mit Zweistoffanlagen
befehlen, vonGas aufÖl umzu-
satteln. In einer nächsten Eska-
lationsstufekönntederGesamt-
bundesrat Mindesttemperatu-
ren in öffentlichen Gebäuden,
Büros und Haushalten vor-
schreiben.DasPotenzial beiPri-
vatwohnungen ist gross: IhrAn-
teil am Gasverbrauch beträgt
40 Prozent. Reduziert man die
Temperatur nur um ein Grad,
verbrauchtman – vorsichtig ge-
rechnet,wie es ausdemUmfeld
der Bundesbehörden heisst –

fünf bis sechs Prozent weniger
Energie. Kurzum: Wer imWin-
ter die Raumtemperatur von 23
auf 19 Grad herunterschraubt,
lindert den von Putin befeuer-
tenGasmangel.

Erinnerungenan
dieFünferregel
Voraussichtlich am nächsten
Mittwoch präsentiert der Bun-
desrat eineVerordnungmitUm-
setzungsvorschlägen. Bis dann
dürfte er klären, wie stark die
Temperatur in mit Gas geheiz-
tenWohnungen bei einer Man-
gellagenochaufgedrehtwerden
darf.Manwähnt sich andieCo-
vid-19-Verordnungerinnert,mit
welcher der Bundesrat das Pri-
vatleben bis ins Detail regulier-
te.Zwischenzeitlichdurften sich
inWohnungennoch fünfPerso-
nen treffen, an letzten Weih-
nachten zehn bei Anwesenheit
Ungeimpfter. Die Busse im
Übertretungsfall: 100 Franken.

Einige relevanteFragenzum
AlltagbeantwortetederBundes-
rat am Mittwoch nebulös. Wie

warmdarf es in einerWohnung
maximal noch sein? Wer kon-
trolliert das?

EineZahl liess sichParmelin
entlocken. Temperaturen unter
18 Grad gälten als Mangel. Der
Mieterinnen- und Mieterver-
band (MV) hält auf seinerWeb-
site fest, eine Wohnung müsse
hierzulande ausreichend be-
heizbar sein. Ausreichend heis-
se20bis21Grad.Gemässeinem
Bundesgerichtsurteil haben
Mieter Anspruch auf eineMiet-
reduktion, wenn die Mindest-
temperatur dauerhaft um drei
bis fünf Grad unterschritten
wird. Eine Frage, die die Bun-
desjuristen jetzt wohl klären
müssen, lautet: Kann der Bun-
desrat diese Regel auf demVer-
ordnungsweg aushebeln?

Ein grosses Thema auch:
Wie setzt man staatlich ange-
ordnete Temperatursenkungen
um? Wirtschaftsminister Par-
melin liess durchblicken, dass
keine Polizisten auf Heizpa-
trouille geschickt werden. Er
glaube,dassdie sozialeKontrol-

le spielenwerde, dassNachbarn
Energiesünder denunzieren.
Das jedenfalls sagte ermitBlick
auf ein mögliches Benützungs-
verbot privater Saunen und
Swimmingpools.

Zweifel an der Praxistaug-
lichkeit von Temperaturbefeh-
len hegen Politiker. «Wer soll
das kontrollieren?», fragt sich
der Solothurner SVP-National-
rat Christian Imark. Es sei
schwer vorstellbar, dass Polizis-
ten, ausgerüstet mit einem
Thermometer, bei Privatwoh-
nungen klingeln und Bussen
verteilen, wenn es in der Woh-
nung einGrad zuwarm sei. Der
Energiepolitiker begrüsst es
aber, dass der Bund zu einem
sparsamen Umgang mit Gas

aufruft. Das tut auch derMiete-
rinnen- und Mieterverband
(MV). Sounterstützt erdieKam-
pagne zur freiwilligen Senkung
der Raumtemperatur «voll und
ganz», wie Vizepräsident Mi-
chaelTöngi sagt. FürdenNatio-
nalrat (Grüne, LU) lanciert der
Bund seinen offiziellen Appell
sogar viel zu spät.

Eine behördlich verordnete
TemperatursenkungmitBussen
beiNichtbefolgung lehnt er aber
ab. «Es wäre extrem schwierig,
diesenEingriff inPrivathaushal-
ten durchzusetzen.» Man müs-
se zum Beispiel Rücksicht neh-
menauf Personen, die bei einer
tieferen Raumtemperatur viel-
leicht gesundheitliche Problem
bekämen.

Die Bundesverwaltung soll
derweil, so der Bundesrat, mit
gutemBeispiel vorangehen:Ge-
räte abstellen, die nicht laufen
müssen. Lichter löschen, die
nicht brennen müssen. Oder
ebendieRaumtemperaturdros-
seln. Wie genau das geschehen
soll, klärt der Bund derzeit ab.

WestschweizwillFranzösischvereinfachen
Der Vorschlag stösst auf grossenWiderstand: DieWestschweizer Erziehungsdirektorenkonferenzwill ab 2023 an den Schulen eine neue,
vereinfachte Rechtschreibung lehren. Schon jetzt ist klar: Vombaldigen Entscheid ist auch dieDeutschschweiz betroffen.

Julian Spörri, Lausanne

Im Streit um die neue französi-
sche Rechtschreibung geht es
nichtumdieWurst, sondernum
dieZwiebel.Genauergesagtum
die Frage, ob diese wie bisher
mit einemi («oignon»)oderneu
ohne («ognon») geschrieben
werden soll. Das Wort steht
stellvertretend für insgesamt
2000 Wörter, deren Schreib-
weise sich imRahmender «Or-
thographe rectifiée»ändernsoll.
Ihr Ziel ist es, die Rechtschrei-
bung anhand von 14 Prinzipien
logischer und damit einfacher
zumachen.

Eine Vereinfachung der als
schwierig geltenden französi-
schenSprachedürfte offeneTü-
ren einrennen – könnte man
meinen. Doch seit die West-
schweizer Erziehungsdirekto-
renkonferenz vor einem Jahr
mitgeteilt hat, dass sie ab 2023
in den Schulen die neue Recht-
schreibung schrittweise zur
Normmachenwill, ist inderRo-
mandie Feuer imDach.

ObwohldiealteRechtschrei-
bung weiterhin toleriert würde,
haben bürgerliche Politikerin-
nenundPolitiker verschiedener
Kantone Vorstösse eingereicht,
um die Reform zu verhindern.
Im Jura ist bereits einAnlauf ge-
scheitert. Nun entscheidet am
DienstagdasWaadtländerKan-
tonsparlament, demnächst auch
die KantoneGenf undWallis.

Hürdensenkenoder
Unterstützunganbieten?
FDP-Grossrat JeanRomain, der
hinter dem Genfer Vorstoss
steckt, will die französische
Sprache verteidigen: «Ich bin
dagegen, dass Veränderungen
der Rechtschreibung autoritär
durchgesetzt werden.» Die

Sprache solle sichdurchdenGe-
brauch der Bevölkerung entwi-
ckeln, abernicht perDekret, fin-
detRomain.Er stört sichausser-
dem an der Begründung, dass
die Reform das Lernen verein-
fachensolle.«WennJugendliche
Schwierigkeiten haben, muss
man ihnenMittel geben, umdie
Hürden zu überwinden, und
nicht diese senken.»

Demgegenüber verweist
Pascale Marro von der West-
schweizer Erziehungsdirekto-
renkonferenz darauf, dass die
Reform lediglich0,4Prozent al-

ler französischenWörter betref-
fe und es umdas Entfernen von
«sinnlosen» Ausnahmen gehe.
Zudem werde die neue Recht-
schreibung in den Schulen
Frankreichs und Belgiens be-
reits gelehrt.

Deutschschweiz
verfolgtDiskussion
Laut Marro ist es das Ziel, die
Reform inderWestschweizuni-
formumzusetzen.Deshalbwar-
tedieErziehungsdirektorenkon-
ferenz nun auf die Entscheide
aus Genf, der Waadt und dem

Wallis, um gegebenenfalls ihre
Position zu überdenken.

Auch im Fachgremium der
Sprachenverantwortlichen der
DeutschschweizerKantonewer-
dendieDiskussionen inderRo-
mandiemitverfolgt.Diesbestä-
tigt dessen Geschäftsführerin
Claudia Liechti. Sie geht davon
aus, dass ein allfälliger Ent-
scheid derWestschweizer Kan-
tone in der Deutschschweiz
ebenfallsumgesetztwürde–und
zwar von den pädagogische
Hochschulen unddenLehrmit-
telverlagen.

Denn aktuell sind die Schulma-
terialien für Französisch als
Fremdsprachenoch inder alten
Rechtschreibung verfasst, wie
eine Anfrage bei den grössten
Verlagen ergibt. Klett und
Balmer will die Situation neu
einschätzen, sollten von der
Westschweizer Erziehungsdi-
rektorenkonferenzverbindliche
Richtlinien entwickelt werden.
Der Verlag hält überdies fest,
dassdiemeistenvonderReform
betroffenen Wörter in seinen
Französischlehrmitteln gar
nicht vorkommenwürden.

PHZürich
preschtvor
Unterschiedlich gehen derweil
pädagogischeHochschulenmit
der «Orthographe rectifiée»
um. Während die PH Luzern
angesichts des Widerstands in
der Romandie zuwartet und
«Schnellschüsse» vermeiden
will, unterrichtet die PHZürich
ihre Studentinnen und Studen-
ten bereits gemäss der neuen
Rechtschreibung.

Einig sind sich die beiden
Hochschulen aber darin, dass
die Reform wenig an der Moti-
vation von Deutschschweizer
Lernenden fürdasFachFranzö-
sischänderndürfte.«Dievorlie-
gende Reform ist relativ unbe-
deutend, sodass keine Auswir-
kung auf den Zugang zur
französischenSprachezuerwar-
ten ist», sagt Clément Zürn,
FachkoordinatorFranzösischan
derPHZürich.«Anzumerken ist
zudem, dass die Beliebtheit
einer Fremdsprache wenig mit
deren Rechtschreibung zu tun
habendürfte. SonstwäredieBe-
liebtheit für Englisch, das über
keinebesonderseinfacheRecht-
schreibung verfügt, nicht zu er-
klären.»

«C’est compliqué»: Französisch bereitet vielen Deutschschweizer Schülerinnen und Schülern Schwierigkeiten. Bild: Philipp Schmidli

Drei Beispiele zur neuen
Rechtschreibung

— Grundsätzlich kein «Accent
circonflexe» mehr über i und u:
diner statt dîner (dt. Abendes-
sen)
— Bei Zahlen gilt neu ein Bin-
destrich: vingt-et-un statt vingt
et un (dt. einundzwanzig)
— Aus anderen Sprachen
übernommene Wörter werden
französiert: iglou statt igloo (dt.
Iglu


